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FAMILIEN- UND ERBRECHT

FAMILIENKASSE

Trotz privater Rentenversicherung:  
Kindergeld für behindertes Kind?
|  Das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg entschied in einem Fall eines behinderten  
Kindes: Bei der Ermittlung der dem Kind zur Verfügung stehenden Mittel ist nur der steuer-
pflichtige Ertragsanteil einer privaten Rente zu berücksichtigen. Das FG setzte sich außerdem 
mit verfahrensrechtlichen Fragen – dem Bekanntgabezeitpunkt bei Einschaltung eines priva-
ten Postdienstleisters und der von der beklagten Familienkasse angewandten Änderungs-
norm – auseinander.  |

Das war geschehen
Die beklagte Familienkasse hatte für den Streitzeitraum Dezember 2019 bis Juli 2021 Kindergeld 
festgesetzt. Sie hob diese Festsetzung mit Bescheiden vom März 2021 auf. Der Kindsvater mach-
te geltend, es gebe keine Änderungsnorm. Die Verhältnisse hätten sich nicht geändert. Außer-
dem habe die Familienkasse die Einkünfte und Bezüge des Kindes fehlerhaft berechnet. Dessen 
Erbschaft von der Mutter sei zweckgebunden gewesen und zum Abschluss einer privaten  
Rentenversicherung verwendet worden. Die abweisende Einspruchsentscheidung datiert vom 
28.7.2021, der Absendevermerk vom 29.7.2021. Die Familienkasse schilderte die interne Organi-
sation der Postaufgabe unter Einschaltung eines privaten Postdienstleisters. Nach den Anga-
ben des Vertreters des Klägers ging ihm die Einspruchsentscheidung am 3.8.2021 zu. Seine 
Klage vom 3.9.2021 sei fristgemäß.

Beachten Sie  |  Kindergeld wird einem Kind gewährt, das wegen einer vor Vollendung des 25. 
Lebensjahrs eingetretenen körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung außerstande 
ist, sich selbst zu unterhalten. Infolgedessen kommt es darauf an, ob das Kind seinen existen-
ziellen Lebensbedarf mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln decken kann.

Finanzgericht: Monatsfrist gewahrt
Die Klage hatte Erfolg. Das FG entschied, die Klage sei innerhalb der Monatsfrist erhoben  
worden. Ein Abgangsvermerk der Stelle, die das Schriftstück an die Postausgangsstelle weiter-
leite, reiche nicht aus. Erforderlich sei ein Absendevermerk der Poststelle. Die Schilderungen 
der organisatorischen Abwicklung lasse zwar auf eine Postaufgabe am 29.7.2021 schließen. Die 
Zugangsfiktion am dritten Tag sei jedoch erschüttert. Der Verfahrensablauf des Postdienstleis-
ters sei nicht bekannt, ein tatsächlicher Zugang am 3.8.2021 möglich und die Klage zulässig.

Keine Änderung in den Verhältnissen
Änderungen in den einen Kindergeldanspruch begründenden Verhältnissen habe es nicht gege-
ben. Die Familienkasse habe bereits bei der Kindergeldfestsetzung Kenntnis von der privaten 
Rente des Kindes gehabt. Der (rückwirkende) Aufhebungsbescheid sei daher rechtswidrig.

Kindergeldberechtigung liegt vor
Außerdem sei der Kläger kindergeldberechtigt. Sein Kind sei nicht imstande, sich selbst zu  
unterhalten. Es sei „(neben den Einkünften aus Kapitalvermögen) nur der steuerpflichtige  
Ertragsanteil der privaten Rente zu berücksichtigen“. Es komme auf die Einkünfte und Bezüge 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes (EStG) an. Laufende oder einmalige Geldzuwendungen 
von Eltern seien unschädliches Kindesvermögen. Es dürfe keinen Unterschied machen, wie das 
Kind das ererbte Vermögen verwende, ob es die geerbten Mittel abhebe oder mit diesen eine 
private Lebensversicherung abschließe und die Rente zum Lebensunterhalt einsetze. Nichts 
anderes gelte, wenn das Kind den von der Mutter geerbten Geldbetrag vor Abschluss der  
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ERBAUSEINANDERSETZUNG

Eidesstattliche Versicherung  
bei einem notariellen Nachlassverzeichnis?
|  Der Bundesgerichtshof (BGH) hat jetzt die umstrittene Frage entschieden, ob der Pflicht-
teilsberechtigte vom Erben die Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung auch verlangen 
kann, wenn die Vollständigkeit der Angaben in einem notariellen Nachlassverzeichnis an  
Eides statt versichert werden soll.  |

ZWANGSGELD

Welche Anforderungen muss die Abrechnung  
des Betreuers erfüllen?
|  Ein Betreuer muss die Einnahmen und Ausgaben im Rechnungsjahr schriftlich so klar und 
übersichtlich darstellen, dass das Gericht ohne Zuziehen von Sachverständigen einen Über-
blick über alle Vorgänge erhält. Das sagt das Landgericht (LG) Meinigen.  |

Im Streitfall war vom Amtsgericht (AG) für eine Person ein berufsmäßiger Betreuer bestellt 
worden. Zu seinem Aufgabenkreis zählt u.a. die Vermögenssorge. Er weigerte sich trotz gericht-
licher Anordnung, Unterlagen und Belege für Kontobewegungen vorzulegen. Deshalb wurde 
ihm ein Zwangsgeld auferlegt. Er legte gerichtliche Beschwerde ein. Damit hatte er keinen  
Erfolg.

Das LG stellte fest: Der Betreuer muss über den Ab- und Zugang des Vermögens Auskunft  
geben. Belege muss er hinzufügen, soweit solche erteilt zu werden pflegen. Allein die Vorlage 
einer Schlussrechnungsaufstellung gemeinsam mit Kontoauszügen, aus denen sich die in der 
Schlussrechnung aufgeführten Ein- und Auszahlungen ergeben, reicht hierfür nicht aus. Grund: 
Aus den Kontoauszügen ergibt sich nur, wann welcher Betrag an welchen Empfänger ausge-
zahlt wurde. Die Grundlage der Auszahlung ist für das Gericht daraus aber nicht erkenn- und 
überprüfbar, z. B. ob der Betroffene überhaupt Schuldner einer Forderung war.

Die Entscheidung des LG ist vor allem zu beachten, wenn eine Betreuung mit dem Tod des  
Betreuten endet, da dieser dann nicht mehr zur Begründetheit einer Ausgabe, deren Zweckmä-
ßigkeit oder Notwendigkeit befragt werden kann.

QUELLE  |  LG Meiningen, Beschluss vom 23.9.2021, 4 T 184/21, Abruf-Nr. 229602 unter www.iww.de

privaten Rentenversicherung um (im Verhältnis zum geerbten Vermögen geringe) eigene Mittel 
aufstocke. Die monatlichen Rentenzahlungen stellten, soweit sie deren steuerpflichtigen  
Ertragsanteil überstiegen, eine unbeachtliche Vermögensumschichtung dar. Die nach dem 
EStG ermittelten zur Verfügung stehenden Mittel des Kinds deckten damit dessen existenziellen 
Lebensbedarf nicht. Die Aufnahme einer Erwerbsfähigkeit scheide aufgrund der Behinderung 
aus. Werde der Aufhebungsbescheid vom 10.3.2021 in Gestalt der Einspruchsentscheidung auf-
gehoben, lebe die Kindergeldfestsetzung wieder auf.

Das FG ließ die Revision beim Bundesfinanzhof (BFH) zu. 

QUELLE  |  FG Baden-Württemberg, Urteil vom 14.4.2022, 1 K 2137/21
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ERBRECHT

Anwesenheitserfordernis für Nottestamente  
gilt auch während der Pandemie
|  Trotz pandemiebedingter Kontaktbeschränkungen ist ein Nottestament nur wirksam, wenn 
während des gesamten Errichtungsakts gleichzeitig drei Zeugen anwesend sind. So sieht es 
das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf.  |

Mit handschriftlich errichtetem Testament bestimmte ein Erblasser drei Personen (P. 1 bis P. 3). 
zu jeweils gleichen Anteilen zu seinen Erben. Mit einem weiteren Testament, überschrieben als 
Nottestament, geschrieben von P. 3 sowie unterschrieben vom Erblasser und von drei Zeugen, 
setzte der Erblasser P. 3 zur Alleinerbin ein. Gestützt auf das erste Testament hatte P. 1 einen 
die P. 1 bis P. 3 als Miterben zu je 1/3-Anteil ausweisenden Erbschein beantragt. Dem ist P. 3 
unter Berufung auf das zweite Testament entgegengetreten. Denn die Voraussetzungen für die 
Errichtung eines Nottestaments hätten vorgelegen. Der Erblasser habe aufgrund seiner fortge-
schrittenen Krebserkrankung befürchtet, alsbald in einen Zustand zu verfallen, in dem er nicht 
mehr in der Lage sein würde, ein Testament zu errichten, und in der Folge zu versterben. Ein 
Notar sei nicht erreichbar gewesen.

Das Nachlassgericht hielt das „Nottestament“ nicht für wirksam, weil die das Testament mitun-
terzeichnenden Zeugen nicht gleichzeitig anwesend gewesen seien. Sie hätten die Niederschrift 
nacheinander und jeweils einzeln dem Erblasser vorgelesen und den Text unterschrieben. Die 
hiergegen eingelegte Beschwerde lag nun dem OLG Düsseldorf vor.

Das OLG pflichtete der Entscheidung des Nachlassgerichts bei. Der vom Nachlassgericht ein-
genommene Rechtsstandpunkt, ein Nottestament verlange die gleichzeitige Anwesenheit von 
drei Zeugen während des gesamten Errichtungsakts, entspreche der einhellig in Rechtspre-
chung und Literatur vertretenen Auffassung. Anlass, hiervon aufgrund pandemiebedingter  
Einschränkungen abzuweichen, bestünde nicht.

Die Vorschriften über den Errichtungsakt seien zwingend (Formulierung „muss“) und schon 
grundsätzlich nicht ausnahmefähig. Ihre Bedeutung liege darin, dass durch möglichst klare und 
unmissverständliche Wiedergabe der Erklärungen des Erblassers und persönliche Anwesen-
heit der Zeugen dessen letzter Wille sowohl zum Ausdruck als auch zur Geltung gebracht  
werden soll.

QUELLE  |  OLG Düsseldorf, Urteil vom 6.1.2022, I-3 Wx 216/21, Abruf-Nr. 228060 unter www.iww.de

Das Berufungsgericht meinte, der Anspruch des Pflichtteilsberechtigten gegen den Erben auf 
Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung sei bei Vorlage eines notariellen Nachlassverzeich-
nisses auf die Angaben beschränkt, die als solche des Erben gekennzeichnet sind. Das sah der 
BGH anders.

Eine derartige Beschränkung ist nach dem BGH nicht anzunehmen. Maßgebend für die  
Verpflichtung des Erben zur Abgabe einer unbeschränkten eidesstattlichen Versicherung sei 
der Sinn und Zweck des notariellen Nachlassverzeichnisses. Hält der Erbe Ergänzungen oder 
Berichtigungen des notariellen Verzeichnisses für erforderlich, ist die an Eides statt zu versi-
chernde Formel entsprechend anzupassen.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 1.12.2021, IV ZR 189/20, Abruf-Nr. 226533 unter www.iww.de


